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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

Kurt Schumacher und das Reichsbanner! 
Am 20. August 1977 jährte sich zum 25. Male der Todestag Kurt 
Schumachers. 

Er war zweifellos einer der bedeutendsten Männer, die das poli­
tische Geschehen in Deutschland in den Jahren unmittelbar nach 
dem zweiten Weltkrieg prägten. 

Weniger bekannt ist aber, daß Kurt Schumacher von Anfang an 
einer der eifrigsten Förderer des Reichsbanners gewesen ist, und 
es erscheint notwendig, die Tatsache aus der Vergessenheit zu 
reißen, daß er schon im Jahre 1922, wo er als junger Journalist 
in Stuttgart wirkte, bereits eine Vorläufer-Organisation des Reichs­
banners in der „Organisation Schwabenland" gründete. Erwin 
Schöttle berichtet darüber: 

„Als um den 9. November 1923 sich die Gerüchte über 
einen nationalsozialistischen Putsch verdichteten, lagen die 
Schwabenland-Gruppen nächtelang auf der Straße, um zu 
beobachten, zu überwachen und etwaige Zusammenzie­
hungen von Nationalsozialisten zu stören oder zu verhin­
dern." 

Als dann im Jahre 1924 das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold auf 
Reichsebene als antifaschistischer Kampfbund ins Leben gerufen 
wurde, führte Kurt Schumacher seine „Organisation Schwaben­
land" geschlossen in das Reichsbanner über. - Schumacher blieb 
der Führer des württembergischen Reichsbanners und arbeitete 
eng mit Hörsing, Höltermann, Julius Leber und Theodor Haubach 
zusammen. Dabei war er immer bestrebt zu erreichen, daß neben 
der zahlenmäßigen Stärkung des Mitgliederbestandes immer mehr 
Wert darauf gelegt wurde, die Reichsbannerleute zu aktiven 
Kämpfern heranzubilden. Er wollte sich nicht damit begnügen, 
die Männer des Reichsbanners zu republikanisch-staatspolitischem 
Denken zu erziehen und sah darin nicht die Hauptaufgabe. Für 
ihn ist das Reichsbanner primär ·ein Kampfverband. 

Fried Wes e man n schreibt in seinem Buch „Kurt Schumacher 
- ein Leben für Deutschland " : 

Es gehört die dämonisch,e Energie eines Mannes wie Kurt 
Schumacher dazu, um die Aufgaben, die diese Zeit den 
Politikern stellte, trotz schwerer körperlicher Behinderung 
zu bewältigen. Er brachte alle Voraussetzungen dafür mit. 
Ausgestattet mit einem kristallklaren Verstand verfügte er 
über eine große Entschlußkraft, die ihn auch schwierigen 
Situationen gewachsen sein ließ. Da er frei war von dogma­
tischer Enge, eignete ihm die Wendigkeit im Taktischen, 
eine Fähigkeit, die gerade in diesen Jahren, in denen sich 
die deutsche Politik an den weltpolitischen Strömungen zu 
orientieren hatte, hoch zu veranschlagen war. Das ist ihm 
freilich niemals zur Gefahr geworden, weil seine Überzeu­
gungen auf festem Grunde ruhten. Die ins Auge springen­
den Eigenschaften Schumachers können seine Erfolge 
jedoch nur zu einem Teil erklären. Es bleibt ein mystischer 
Rest jenes unwägbaren Vermögens, Einfluß auf die Men­
schen zu gewinnen und sie in Übereinstimmung mit dem 
eigenen Willen zu lenken." 

Kurt Schumacher hat es damals unter Aufwendung aller ihm zur 

Verfügung stehenden Kraft verhindert, daß auch in Westdeutsch­
land die Sozialdemokratische Partei in _einer „SED", einer Ein­
heitspartei zusammen mit den Kommunisten aufging. Er hatte 
klar erkannt, daß diese Einheitspartei den Versuch darstellte, der 
Sozialdemokratischen Partei auch in Westdeutschland die kom­
munistische Führung aufzuzwingen. Daß es ihm gelang, diese 
große Gefahr von der SPD abzuwenden, war wohl die größte 
Leistung dieses verdienstreichen Sozialdemokraten. 

HeiDi 



Nur ein Reichsbanner, 
das sich auf den Boden der 
Realität stellt, 
hat heute noch eine Chance! 
Von Helmut Thiede, Hannover. 

Alleinige J,\ufgabe des Reichsbanner ist es, über die U~versehrt­
heit unserer freiheitlichen Verfassung zu wachen. Aus dieser Auf­
gabe ergibt sich von selbst seine Überparteili?hkeit. Als_ ü~erpa~­
teiliche Organisation steht es allen demokratischen Parteien mit 
der gleichen Objektivität gegenüber. 
Wenn das Reichsbanner auch seit seiner Gründung im Jahre 1924 
seinen überparteilichen Charakter stets betont hat, verstand es 
diese Überparteilichkeit durch die überwiegend ablehnen~e Hal­
tung des damaligen Bürgertums gegenüber ~er Republik ~on 
Weimar doch in einem engeren Rahmen als wie heute, wo sich 
auch das Bürgertum fast geschlossen zum republikanischen Staat 
bekennt. Es ist begreiflich, daß diese Erweiterung des Horizonts 
den älteren Angehörigen des Reichsbanners, die schon vor 1933 
in seinen Reihen gestanden haben, ungewohnt ist. Doch kann die 
Entwicklung, die sich nach 1933 bei uns vollzogen hat, und die 
veränderie Situation gegenüber der Weimarer Zeit auch von den 
älteren Kameraden nicht übersehen werden. Der gemeinsame 
Widerstand von Sozialdemokraten, Liberalen und Konservativen 
gegen Unrecht und Wi_llkür während der Hitlerzeit hat die schar­
fen Konturen, wie sie sich zwischen diesen Kräften noch in der 
Weimarer Zeit zeigten, verwischt. Es lassen sich deshalb auch die 
herkömmlichen Begriffsunterschiede nicht mehr aufrechterhalten. 
Bereits die Parteien selbst sind es, die mehr und mehr' von die- • 
sen Denkschemen abgehen. Um so notwendiger ist es für eine 
überparteiliche Organisation, nach gemeinsamen Berührungs­
punkten zwischen den staatstragenden politischen Kräften zu 
suchen. 
Bedauerlicherweise sind die· Berührungspunkte zwischen dem 
Reichsbanner und den demokratischen Parteien in der Weimarer 
Zeit stärker gewesen als wie heute. Man muß feststellen, daß sich 
die demokratischen Kräfte nach 1945 erschreckend auseinander­
gelebt haben. Aus der ursprünglichen Gemeinsamkeit ist zumin­
äest bei den beiden großen Parteien eine Rivalität geworden. 
Wenn sich deshalb zur heutigen politischen Entwicklung die Not­
wendigkeit einer Alternative ergibt, so ist es die, die Konfronta­
tion zwischen den demokratischen Kräften - besonders aber 
die zwischen den beiden großen Parteien - abzubauen. Eine 
solche Entwicklung liegt mehr im Gesamtwohl unseres Volkes 
als die Förderung einer einzelnen Partei. Beide großen Parteien 
werden früher -oder später erkennen müssen, daß sie sich nicht 
gegenseitig ausschließen können, daß sowohl die eine wie die 
andere im Staate einen gleichbedeutenden Faktor bildet, daß 
keine von ihnen allein auf die Dauer die Freiheit zu garantieren 
vermag - weder eine noch so starke CDU heute ebensowenig, 
wie die SPD den Untergang der Weimarer Republik zu verhin­
dern vermochte. Über die Tagespolitik hinaus ist nach wie vor 
der gemeinsame Wille der demokratischen Kräfte entscheidend, 
ob diesmal bei uns die Demokratie Bestand hat - ein gemein­
samer Geist, der über den Rahmen eines engen parteipolitischen 
Koalitionsdenkens hinausgeht, der auf der Grundlage aller demo­
kratischen Parteien beruht, dem Erhalt unserer Verfassung und 
der Freiheit. Wenn auch unsere heutigen großen Parteien eine 
demokratische Grundhaltung zeigen, bietet dies immer noch keine 
Gewähr, daß bei einem Teil ihrer Mitglieder nicht doch noch 
Ressentiments im früheren Sinne bestehen. Unser heutiges sich 
herauskristallisiertes Dreiparteiensystem hat sozusagen die frü­
heren Kräfte aufgesaugt. Es gibt gewiß bei der CDU und der FDP 
eine ebenso unschätzbare Zahl Reaktionäre oder unbelehrbare 
Gestrige, wie es in der SPD ·heute wahrscheinlich mehr als in der 
Weimarer Zeit, wo die KPD noch nicht in Tarnstellung gegangen 
war, besonders in der Jugend Elemente gibt, die unsere freie . 
Gesellschaftsform nur als einen Übergang ansehen. 

Mehr als je ist deshalb heute ein überparteilicher Zusammen­
schluß aller derjenigen Kräfte aus den staatstragenden Parteien 
nötig, die sich entschieden zu unserer freiheitlichen Verfassung 
bekennen. Das Bollwerk der Freiheit und gegen jeden Versuch 
ihrer abermaligen Vernichtung, das so geschaffen wird, ist stär­
ker als jede noch so mitglieds- und wählerstarke Partei. Es trägt 
nicht nur zu einer Sicherung des Staates bei, sondern auch zu 
einer besseren politischen Atmosphäre dadurch, daß sich die An­
gehörigen der verschiedenen Parteien einander näh~rkommen. 

Auch darin liegt ein positiver Beitrag des Reichsbanners. Beson­
ders die Jugend sollte der ideologischen Parteipolitik noch ent­
zogen werden und sich vorerst zu einer überparteilichen Gemein­
samkeit auf politischem, kulturellem und sportlichem Gebiet im 
Geiste der Verfassung zusammenfinden. 
Doch ebenso notwendig, wie die Herstellung eines Kontaktes zwi­
schen den demokratischen Kräften ist, so schwer wiegt heute eine 
weit~re Sorge, wie die älteren Angehörigen des Reichsbanners be­
trübt wahrnehmen müssen. Es ist das, fast vollständige Verschwinden 
eines Geistes, der die Entstehung einer Organisation wie die des 
Reichsbanners erst möglich gemacht hat: Ein Idealismus, der sich 
uneigennützig für die Sache einsetzt. Es ist ein Begriff, der sich 
anscheinend nur in der Bedrängnis bildet; denn Idealisten mußten 
es schon sein, die sich in der Weimarer Zeit zur Demokratie und 
zum Reichsbanner bekannten. Wenn auch heute gottlob die Zei­
ten vorüber zu sein scheinen, wo das Bekenntnis zur Demokratie 
und zur Republik noch Mut und Gefahren bedeutete, so ist es 
doch heute ebenso notwendig, daß wieder idealistisches Denken 
in die Politik einzieht, wenn die Bundesrepublik nicht zu einem 
Tummelplatz von Politikern herabsinken soll, deren Motive ihres 
Denkens und Handelns nichts weiter sind als die persönliche 
Karriere, materieller Profit oder die Befriedigung eines ehrgei­
zigen Geltungsbedürfnisses. 
Die einzige Frage, die sich bei solchen Betrachtungen von selbst 
stellt, ist die, ob es für eine solche Entwicklung nicht schon zu 
spät sei. Aber die Worte „zu spät" gelten nur für den persön­
lichen Bereich; nur der Tod setzt dem Menschen - ihm selbst -
eine endgültige Grenze. Im Ablauf des Zeitgeschehens gibt es 
kein „zu spät", sondern nur ein immerwährendes Ringen von 
Auffassungen und Machtgruppen, ein unablässiges Auf und Ab. 

• Erfolg oder Nichterfolg in diesem Ringen hängen ganz von der 
Willenskraft der Beteiligten ab. 
Es sind immer wieder neue Erkenntnisse, die gewonnen werden. 
Die Willenskraft seiner Mitglieder ist deshalb auch der maßge­
bende Faktor, der über die Zukunft des Reichsbanners entschei­
det. Willenskraft aber vermag man nur aufzubringen, wenn man 
selber von der Sache fest überzeugt ist. Das Desinteresse, das 
nach 1945 die Parteien dem Reichsbanner entgegenbringen, hat 
viele ehemalige Angehörige entmutigt. Die Resignierung ist aber 
auch zum Teil darauf zurückzuführen, daß das Reichsbanner in 
seinem Selbstbewußtsein und sefner Selbstsicherheit schwan­
kend geworden ist. Es gilt deshalb zunächst, das alte Selbstbe­
wußtsein und die alte Selbstsicherheit wiederzugewinnen. Denn 
es gibt außer im reinen Parteiegoismus liegenden Gründen keine 
Argumente, die gegen die positiven Eig1;mschaften einer die Frei­
heit verteidigenden überparteilichen Organisation sprechen. 

Zum 13. August 
Einen Beitrag besonderer Art zum Jahrestag des Mauerbaues 
leistete sich die „Volksarmee", das „Organ der Arbeiter- und 
Bauern-Macht" in der DDR. 
Auf der 1. Seite der Ausgabe 32 wird in Zusammenhang mit 
einer FDJ-Patenschaft zu einer Grenzkompanie folgendes heraus­
gestellt: 

Die Aussage des Kompaniechefs: ,,Ohne sie (die Patenschaft) 
könnten wir das (sie!) überhaupt nicht schaffen." 
„Mit dem demonstrativen „das" weist der Majo·r auf eine 

· beachtliche Summe von Erfolgen hin. Sie addiert sich aus den 
Ergebnissen dauerhaft hoher Leistungen." 
,,Die starke Kraft der Patenschaft wird die Qualität der Grenz­
sicherung unablässig steigern, um die sozialistische Ordnung 
gegen jeden Anschlag zu schützen." 
In Zirkeln der FDJ-Organisation geben erfahrene Posten­
führer .ßll -•~junge Grenzsoldaten „unschätzbare Reichtümer" 
weiter: 
„Wissenschätze, wie man sie gerade an der Staatsgrenze nur 
im längeren, praktischen Dienst zusammentragen kann. 
Eine neue Grenzgeneration wird davon profitieren." 

Die Zitate sprechen für sich. 
Die Erfolge einer Grenzkompanie können doch nur an der Zahl 
der Abfangergebnisse gemessen werden; konkreter formuliert, 
an der Vielzahl von Tötungen oder Festnahmen unserer Lands­
leute, die von Deutschland nach Deutschland wollen. 
Man muß sich hier fragen: Wer schlägt auf wen an? 
Beachtlich der hier aufgezeigte Tatbestand, daß die militärische 
Führung der Grenztruppe bei der Übermittlung von „Wissen­
schätzen" an die jungen Soldaten auf die politische Unterstüt­
zung der FDJ-Organisation nicht verzichten kann. 



Ne.ue Postanschrift des 
Bundesvorstandes 
Bitte dringend beachten! 

Die unregelmäßige Besetzung unserer Geschäftsstelle in Frank-: 
furt am Main, Reineckstraße 7, hat oft zu Unzuträglichkeiten und 
Verzögerungen in der Bearbeitung der eingegangenen Post ge­
führt. Um diesem Mißstand abzuhelfen, haben wir ein Post­
schließfach einrichten lassen und bitten, in Zukunft Briefe und 
andere Postsendungen nicht mehr an die Adresse Reineckstraße 7 
zu richten, sondern nur noch folgende Anschrift zu verwenden: 

Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold 
Bund aktiver Demokraten e. V. 

Postfach3 73 0169 
6000 Frankfurt am Main 

Nur wenn diese Adresse verwendet wird, kann eine prompte 
Erledigung der Korrespondenz garantiert werden. 

Der Bundesvorstand 

Neuer Nulltarif für Opfer 
der nationalsozialistischen 
Verordnung 
Nach dem ersten Weltkrieg wurden den Kriegsbeschädigten Ver­
günstigungen im öffentlichen Nahverkehr zugestanden. (1) Nach 
Art und Umfang reichten diese Verordnungen nach dem zweiten 
Weltkrieg nicht mehr aus, weil unzählige Opfer des Naziterrors 
den Kriegsbeschäd igten gleichgestellt werden mußten. Durch die 
Zonenaufteilung nach 1945 entwickelte sich das Vergünstigungs­
wesen in den Ländern jedoch verschieden . 

Während die Art der Vergünstigungen verschieden sein konnte, 
mußten die Ausweise für die gesamte Bundesrepublik einheitlich 
gest~ltet werden. Diese Regelung erfolgte am 3. 8. 1957. (2) 
Am 1. 1. 1966 trat das Gesetz in Kraft, das die Bedingungen zum 
Inhalt hatte, die zur unentgeltlichen Beförderung im Nahverkehr 
vorliegen mußten. (3) Auf Vorschlag ein iger Länder wurden spä­
ter die Ausweisrichtlinien geändert. 

Unentgeltlich zu befördern waren Kriegsbeschädigte, die auf 
Grund einer MdB um wenigstens 70 v. H. Versorgung nach dem 
BVG, und Naziverfolgte, die auf Grund einer MdB um wenigstens 
70 v. H. Entschäd igung nach dem BEG erhielten. Im Gesetz 
fehlte jedoch eine Bestimmung darüber, daß Körperbeschädigte, 
deren Gesamt-MdE aus beiden Schadensarten wenigstens 70 
v. H. betrug , ebenfalls dem begünstigten Personenkreis zuzu­
ordnen waren . Vom BMA, vom Bundesrat und vom Berliner Sen. 
f. Arbeit und Soziales wurde seit 1971 immer wieder zugegeben, 
daß dieser Mangel im Gesetz eine unbillige Härte für die Nazi­
verfolgten darstelle, die aber nur durch eine Gesetzesnovelle 
beseitigt werden könne. 

Drei Jahre lang war der Kampf um diese Novelle erfolglos. Erst 
durch das Schwerbehindertengesetz (5) konnte sich die Bundes­
regierung nicht mehr dem Auftrag entziehen, zu novellieren. Am 
7. 11 . 1974 wurde die Novelle dem Bundesrat übersandt, der sie 
ablehnte. (6) Die Bundesregierung verdient Tadel, weil in der 
Novelle die zugesagte Zusammenfassung beider Schadensarten 
abermals fehlte. Mehrere Regierungsstellen teilten mit, daß mit 
einer Änderung der Rechtslage nicht zu rechnen sei. 

Naziverfolgte gehören nun nicht zu den Bürgern, die alles 
schlucken, was ihnen „amtlich" mitgeteilt wird. Auf außerparla­
mentarischem Wege wurde ein am 14. 6. 1976 beschlossenes Ge­
setz erreicht, (7) das die Bundesregierung ermächtigte, eine 
Rechtsverordnung betr. die Ausweise für Beschädigte zu erlas­
sen. Am 21. 7. 1976 machte der Pet.-Ausschuß die Presse auf 
die Beseitigung der Gesetzeslücke aufmerksam, (8) und die Richt­
linien wurden neu gefaßt. (9) Diese sehen nunmehr eine Zusam­
menfassung von Kriegsbeschädigung und Verfolgungsleiden vor: 
Zur unentgeltlichen Beförderung im Nahverkehr erhalten Personen 
mit beiden Schadensarten .Ausweise, wenn sie 

1. wenn sie nach BEG und BVG eine Gesamt-MdE von 50 v. H. 
haben und in der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr er­
heblich beE;linträchtigt sind 

2. wenn die Gesamt-MdE nach BVG und BEG wenigstens 70 v. H. 
beträgt 

3. Gesamt-MdE nach BEG und anderen Bundesgesetzen (HHG, 
BSG, BSV) 

Für Berlin gelten weitergehende Bestimmungen (10) 

1.) RGBI. 1944 1 S. 5 2.) GMBI. 1957 S. 395 3.) UnBefG 
BGBI 1965 S. 978 4.) GMBI. 1965 S. 402 5.) SchwbG BGBI. 
1 S. 1005 6.) UnBefG Buidesrat Drucksache 736/74 7.) BGBI. 1 
1976 S. 1484 8.) Pet (600)-7-2171-2118 Tagesspiegel v. 29. 7. 
1976 9.) Bundesversorgungsblatt Heft 3/4 1977 und Beilage 
10.) Amtsblatt I vom 7. 5. 1977. 

Aus den Landesverbänden 
und Ortsvereinen 
Ortsverein Frankfurt am Main 

Wie . bereits in der vorigen Ausgabe dieser Zeitung berichtet, 
treffen sich die Kameradinnen und Kameraden des Reichsbanners 
jeden Dienstag um 16 Uhr zu einer geselligen Runde in der Gast­
stätte „Zur Staufenmauer" , Börnestraße 35. Wir können fest­
stellen, daß diese Treffen sich immer größerer Beliebtheit er­
freuen und die Zahl der Mitglieder, die diese Gelegenheit zum 
Zusammensein mit alten Freunden wahrnehmen, ständig im 
Wachsen ist. - Das Lokal ist zentral und verkehrsgünstig ganz 
in der Nähe der Konstablerwache gelegen. Wir bitten nochmals 
alle Mitglieder, von dieser Möglichkeit zum gemütlichen Treffen 
recht regen Gebrauch zu machen. 

Ortsverein Frankfurt am Main 

Voranzeige: 

Der Ortsvereinsvorstand 

Die näch~te -·~·Mitgliederversammlung des Ortsvereins Frankfurt 
am Main- findet am 29. Oktober 1977, um 15 Uhr, im „Cafe 
Schneider", Am Hauptbahnhof 8, statt. 

Wir bitten die Kameradinnen und Kameraden sich diesen Termin 
vorzumerken. 

Nach Erledigung der Tagesordnung_ die noch bekanntgegeben 
wird, wollen wir noch zur zwanglosen kameradschaftlichen Un­
terhaltung zusammenbleiben. 

Angehörige, Freunde und Bekannte unserer Mitglieder sind als 
Gäste herzlich willkommen. 

Der Ortsvereinsvorstand 



Die · ungeheuerliche Wahrheit 
von Dr. Karl Kinderimann 

D1as Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold hat im laufe der letzten 
Jahre immer wieder auf die Gefahr des Terrors hingewiesen. 
Es gab Kameraden, welche mir den Vorwurf machten, ich würde· 
die Situation dramatisieren. Sie werden nach den Vorgängen der 
letzten Monate gewiß nicht mehr eine solche Auffassung vertre­
ten. Ich kannte Generalbundesanwalt Buback als einen warm­
herzigen Menschen, der sich auf meine persönliche Bitte für die 
Einstellung des Verfahrens gegen einen im Untergrund lebenden 
Anhänger der Extremen einsetzte. Hans Martin Schleyer ist mein 
Schüler und Freund. Man kann sich vorstellen, daß die Ereig­
nisse der letzten Wochen tiefe Bestürzung ausgelöst haben, denn 
etwas Ungeheuerliches ist geschehen. 

Wer die Geschichte des europäischen Terrors kennt, weiß gewiß, 
daß zwischen den Aktionen der alten Sozialrevolutionäre im 
zaristischen Rußland und der heutigen Zeit kaum ein Vergleich 
möglich ist. Damals wurden einzelne Vertreter der Regierung 
ermordet, weil man hoffte. daß dadurch gewisse Reformen er­
reicht werden könnten. Von Entführungen war niemals die Rede. 
Der größte Terrorist der letzten hundert Jahre, Asew, organisierte 
zwei Dutzend gelungener Attentate und wurde nur deshalb von 
meinem längst verstorbenen Freun.d Wladimir Burtzew entlarvt, 
weil er ein Abkommen mit der zaristischen Geheimpolizei ge­
troffen hatte, stets zwei seiner Kameraden zu verraten, die dann 
gehängt wurden. Er selbst starb friedlich 1917 in Berlin-Moabit. 
Die Geschichte ist so einmalig, daß ich daran denke, ein Theater­
stück zu schreiben, weil ich noch die letzten Mitglieder dieser 
Gruppe persönlich kannte. Es darf auch nicht verschwiegen 
werden, daß die Terroristen in der Schweiz legal leben und 
,,arbeiten" konnten. 

Diese Zeiten sind vorbei. Wir leben im Zeichen der Selbstver­
nichtung, eines Teils der Menschheit. Die Fälle von Drenkmann, 
Buback, Karlsruhe und Köln beweisen die Ohnmacht des Staa­
tes und die verständliche Ratlosigkeit vieler Politiker. Natürlich 
hat der Kanzler recht. wenn er sagt, man müsse einen kühlen 
Kopf bewahren. Er wird inzwischen auch eingesehen haben, daß 
aus Liberalität und falscher Humanität schwere Fehler gemacht 
worden sind, qie hier nicht erörtert werden sollen . Natürlich ge­
bietet es die Menschlichkeit, Schleyer zu retten, auch wenn der 
Staat in einer furchtbaren Weise erpresst wird. Aber auch das 
sollte man aus den Vorgängen lernen: Es sind bei weitem nicht 
alle Möglichkeiten ausgewertet, weil die an sich sehr tüchtigen 
1Jnd sehr einsatzbereiten Beamten des Bundeskriminalamtes 
nicht über die gesetzlichen Möglichkeiten verfügen, die ihnen 
gestatten würden, ihre mühsame Kleinarbeit zu intensivieren. Im 
Interesse der Sache kann hier auf diese Frage nicht eingegangen 
werden. Doch möchte ich soviel mit absoluter Sicherheit sagen: 
Es ist ganz bestimmt möglich, erfolgreicher als bisher entgegen­
zuv;irken, wenn der Staat und seine politischen Vertreter sich 
etwas sagen lassen. Der Bundeskanzler hat in Übereinstimmung 
mit anderen Herren die Bevölkerung zur Mitarbeit aufgefordert, 
aber wird diese auch wirklich akzeptiert werden? Das ist die 
Frage. 

Es gibt in der Bundesrepublik keine Zustände, welche die ge­
waltsamen Aktionen der Terroristen rechtfertigen. Natürlich ist 
Manches verbesserungsbedürftig, aber wer die Geschichte der 
Menschheit kennt, der weiß, daß dieser Prozeß niemals zu Ende 
gehen wird. Wir stellen eine geistige Erschöpfung fest, von der 
die Dichtung_ die Philosophie und die Theologie erfaßt sind. 
Die Kirche schweigt oft da, wo sie reden sollte, es gibt zwar 
viele Professoren der Philosophie, aber keine Philosophen mehr. 
Die Technik, die Chemie und die Physik sind an ihre Stelle ge­
treten. Es ist Unsinn, vom „starken Mann" zu reden. Die Empö­
rung weiter Kreise äußert sich in dem Verlangen nach Wieder­
einführung der Todesstrafe. Gewiß: Die Gegner derselben sind 
in der Defensive, da ihre Argumente sehr schwach sind. Aber 
damit kommt man auch nicht weiter. Ebenso sind die jetzt er­
lassenen Gesetze zur Bekämpfung des Terrors gut gemeint, 
aber völlig wirkungslos, da die Attentäter sich darum überhaupt 
nicht kümmern. 

Man sollte deshalb nicht verzweifeln, sondern neuen Mut fassen. 
So kann es nicht weitergehen. Der vierfache, kaltblütige Mord 
in Köln, die Demütigung der Bundesregierung und die weiteren 
Absichten der bisher erfolgreichen Terrorgruppen sind unge­
heuerlich. Das ist die Bilanz der Stunde. 

Kamerad, hast auch Du schon ein neues Mitglied 

geworben? 

Nimm, wenn es möglich ist, für einen bestimmten Zeitabschnitt 
vom zuständigen Or_tsverein oder von der Bundeszentrale, min­
destens,. ein zusätzliches Exemplar unserer Zeitung ab und gib 
es an einen Interessenten weiter. Das kleine finanzielle Opfer 
lohnt „sich für uns. 

e Wer Mitglied des Reichsbanners werden, 

e oder seine frühere Mitgliedschaft wieder aufleben lassen will, 

e wende sich an den nachstehenden Verteiler dieser Zeitung: 
{Stempel, Anschrift in Maschinen- oder Blockschrift) 

e oder direkt an die Bundesgeschäftsstelle des Reichsbanners 
Schwarz-Rot-Gold, 6 Frankfurt/M., Postfach 73 0169 
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